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Der Vorstand tagte

GBM-Menschenrechtspreis
für Lorenz Knorr

Am 14. Dezember 2010 erörterte
der Vorstand – ausgehend von Dar-
legungen des Vorsitzenden, Prof.
Dr. Wolfgang Richter – die Schwer-
punkte der GBM-Arbeit im Jahr 2011.
Wolfgang Konschel ging auf die Bun-
destagsdebatte vom 3. Dezember ein,
in der auf Antrag der LINKEN erneut
die Überführung von DDR-Alterssi-
cherungen in Bundesrecht zur Dis-
kussion stand (s. S. 4). Für ein wei-
teres Vorgehen gegen den Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts vom
6. Juli 2010, der Rentenunrecht – al-
so einen Verstoß gegen soziale Rech-
te – verfestigt, kommt außer dem Weg
zum Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte in Strasbourg unter
Umständen auch eine Mitteilung an
den Ausschuss für wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte des UNO-
Menschenrechtsrats in Betracht, wie
er durch das 2008 verabschiedete Fa-
kultativprotokoll zum Sozialpakt er-
öffnet wird.
Ferner beriet der Vorstand Maßnah-
men im Blick auf das zwanzigjährige
Bestehen der GBM in diesem Jahr,
unter anderem die Vorbereitung eines

Sammelbandes mit Erinnerungsbe-
richten und Dokumenten aus der Ge-
schichte der Organisation. Die Schatz-
meisterin, Dr. Gisela Hering, gab

-
füllung des Haushaltsplans 2010 und
erläuterte die Ansätze für den Finanz-
plan 2011; der Vorstand nahm zustim-
mend davon Kenntnis.
In seiner Sitzung vom 23. November
hatte der Vorstand unter menschen-
rechtlichen Gesichtspunkten das von
Bundesregierung und Bundestag be-
schlossene „Sparpaket“ verurteilt, al-
so die einschneidende Kürzung der
Sozialausgaben für Erwerbslose, für
arme, kranke und alte Menschen.
Außerdem wurden die am 9. Novem-
ber durchgeführte Aussprache mit
vom Rentenstrafrecht Betroffenen
sowie die Beratung mit Sprechern
der GBM-Ortsverbände vom 18. No-
vember ausgewertet, über Maßnah-
men zur Verbesserung der Öffentlich-
keitsarbeit – vor allem des Internet-
Auftritts – der GBM diskutiert und
die Veranstaltung zur Verleihung des
Menschenrechtspreises am 10. De-
zember vorbereitet. - isc -

Zu Beginn der Veranstaltung, die aus
diesem festlichen Anlass in den

Räumen der GBM in Berlin-Lichten-
berg stattfand, begrüßte der Vorsitzen-
de, Prof. Dr. Wolfgang Richter, sehr
herzlich Preisträger wie Käthe Reichel
und Prof. Dr. Hermann Klenner sowie
den Sprecher des Kasseler Friedens -
ratschlags, Dr. Peter Strutynski, und
Ekkehard Spoo für die Internationale
Liga für Menschenrechte.
Menschenrechtsarbeit sei „Kampf um
die Würde der Ausgeschlossenen, der
Armen, Hungrigen und Entrechte -
ten“ im Sinne der edelsten Ziele der
UNO-Charta und der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte, betonte
Prof. Richter. „Der Kampf um Men-
schenrechte, ihre Interpretation und
ihre universelle Gewährung waren
schon zu Zeiten des Kalten Krieges
zwischen den Blöcken die Standarte,
unter der die sozialistischen Länder ge-
stürmt wurden. Dieser Kampf beglei -
tet auch weiterhin unvermindert den
globalen Kampf um die Zukunft der
Menschheit.“
Dass jetzt das Europäische Parlament
seinen Sacharow-Preis an einen zu vie-
len Jahren Gefängnis verurteilten ku-
banischen Schläger vergab, habe eine
deutliche politische Stoßrichtung und
diskriminiere diejenigen Kubaner, die
für ihre Standhaftigkeit und ihre Er-
folge beim Aufbau einer sozialis-
tischen Gesellschaft niemals einen sol-
chen Preis von diesem Gremium erhal -
ten würden.
Der GBM-Vorsitzende verwies auf
die Berichte unserer Organisation an
den UNO-Menschenrechtsrat, darun-
ter drei zum Anti-Rassismus-Abkom-
men, zwei zur Verwirklichung des So-
zialpakts und einen zur Einhaltung des
Zivilpakts in der Bundesrepublik. Vor-
bereitet werde ein Bericht über die Un-

gleichbehandlung der Ostdeutschen.
Außerdem sei die GBM Koautor von
Berichten des Forums Menschenrech-
te an UNO-Gremien.
Im Rahmen des Spardiktats der Bun-
desregierung, so führte Wolfgang
Richter weiter aus, solle der „soziale
Bereich den Löwenanteil der Krisen-
kosten übernehmen“. Die Forderung
der UNO-Charta nach „Freiheit von
Angst und Not“ habe „eine historisch
neue Dringlichkeit erreicht, nicht nur
wegen des Strukturwandels der Ar-
beitswelt“, der „für Ostdeutsche eine
besonders diskriminierende Form an-
genommen hat“, sondern „auch wegen
der globalen Bedrohungen und interna-
tionalen Gefahren, die in Kriegen mit
modernsten Massenvernichtungswaf-
fen ausgetragen werden“.
„Für eine Gesellschaft der Freien und
Gleichen“ – mit diesem Begriff umriss
Prof. Dr. Georg Grasnick in seiner Lau-
datio das Lebensziel von Lorenz Knorr.
„Antifaschismus, Frieden, Aufklärung“
seien der Inhalt seines Kampfes. „So-
zialer Fortschritt in eine friedliche
Welt“ sei sein Streben, „der Mensch als
ganzheitliches Wesen in einer ausbeu-
tungs- und kriegsfreien solidarischen
Weltgemeinschaft, wie Marx sie vor-
zeichnete“.
Georg Grasnick schilderte Stationen
auf Lorenz Knorrs Lebensweg: sei-
nen Anteil am Widerstand gegen die
Nazis, an der Aktivität der „Falken“
und der SPD in Westdeutschland nach
dem Krieg, an der Auseinandersetzung
mit „reaktionären Traditionen“ und
„rechtsextremen Kontinuitäten bis in
unsere Tage“, mit „ökonomischen
Machtstrukturen und Besitzverhältnis-
sen, die Rechtsextremismus fortwäh-
rend neu produzieren“.
Die Gründung des Bonner Separat-
staates war Bestandteil der Globalstra-
tegie des US-Imperialismus, die auf ein
„Roll back des Kommunismus“ gerich-
tet ist, hob Prof. Grasnick hervor. „Der
Grundwiderspruch dieser Welt konzen-
trierte sich, wie Lorenz Knorr formu-
lierte, mehr und mehr auf deutschem
Territorium.“ Den Kampf gegen die
Remilitarisierung Westdeutschlands
habe Knorr als Direktoriumsmitglied
der Deutschen Friedens-Union (DFU),
mit seinen Schriften und durch die
unmittelbare Teilnahme an Aktionen

der Friedensbewegung
unterstützt.
Fragen der Abrüstung
und der friedlichen Ko-
existenz bildeten „einen
Schwerpunkt in der pu-
blizistischen Arbeit und
im politischen Wirken
Knorrs“, stellte der Red-
ner fest. „Mit dem Ende
des europäischen Sozia-
lismus, so Knorr, wurde
der Weg zur Globalisie-
rung des entfesselten
Kapitalismus frei’“ Die
Demonstration militä-
rischer Superiorität der
USA sei gegen Freund
und Feind gerichtet. Die
Hochrüstung verstärke
die krisenhafte Entwick-
lung. Die größer gewor-
dene BRD beanspruche
eine Weltmachtrolle. Von
deutschem Boden gehe
wieder Krieg aus, die
Bundeswehr sei Interven-
tionsarmee geworden.
„Lorenz Knorr hat seit Jahrzehnten die
wachsende geistige Versteppung und
seelische Verelendung sowie den mo-
ralischen Verfall in den imperialis -
tischen Ländern entlarvt“, fuhr Georg

Grasnick fort. „Die Manipulierung des
Bewusstseins der Menschen, die psy-
chologische Kriegführung gegen die
Völker als Machtinstrument und Be-

Am 10. Dezember, dem Internationalen Tag der Menschenrechte, verlieh
die GBM ihren Menschenrechtspreis 2010 dem Friedensaktivisten und
Publizisten Lorenz Knorr (Frankfurt am Main).

Die besten Wünsche
zum neuen Jahr für Gesundheit,

Glück und Kraft, den
Unbilden weiteren Sozialabbaus
zu widerstehen, für Frieden und

Gerechtigkeit in der Welt
entbietet der Vorstand der GBM

Lorenz Knorr während des Auszeichnungsaktes
bei der GBM. Foto: Gabriele Senft

(Fortsetzung auf Seite 2)
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brechen keine Aussiedlungen gegeben
hätte. Kein Wort davon, dass die Um-
siedlungen Beschlüsse der Anti-Hitler-
Koalition waren!“
Knorr erinnerte auch daran, dass etwa

die Antifaschisten, 1945 die Staatsbür-

„die Enteignung deutschen Besitzes in

und Villen“ betraf. „Es ist psycholo-
gische Kriegführung, was diese Aus-
stellung präsentiert.“ Von dem neuen
„Zentrum“ werde „man keine tief-
greifenden Richtigstellungen erwar-
ten dürfen.“
Auch Frau Steinbachs Buch „Die
Macht der Erinnerung“, das bes-
ser „Die Folgen ständiger Selbsttäu-
schung“ betitelt werden sollte, lasse
unerwähnt, „dass erst die Singularität
der NS-Verbrechen und die Teilnahme
vieler Ausgesiedelter zu den Transfers
führten“. Frau Steinbach wie Herr Sar-
razin „vernebeln die Realitäten, för-
dern Hass und politischen Irrationalis-
mus“. Gründer und Führungspersonal
des BdV gehörten nicht zu den Erben
der europäischen Aufklärung und des
Humanismus – „sie waren und sind
ihre Gegner“, schloss der Redner.
Stärker als bisher gelte es gegen Ge-
schichtsfälschungen aufzutreten und
„Alternativen im gesellschaftlichen
Bewusstsein zu verankern“.
Das Trio „La Folia“ bereicherte die
Veranstaltung mit Musik von Georg
Philipp Telemann und Arcangelo Co-
relli. G. F.

standteil der Globalstrategie bleiben
für ihn Gegenstand der Auseinander-
setzung.“
Seine 26 Bücher seien durch wis-
senschaftliche Akribie und theore-
tisch fundierte Analyse ausgezeichnet.
Auch verwies der Laudator auif die Tä-
tigkeit von Lorenz Knorr als Bundes-
sprecher der VVN/BdA in den neun-
ziger Jahren und auf eine Reihe an-
derer verdienstvoller Aktivitäten. Von
historischem Optimismus durchdrun-
gen, vertrete er wie so viele Millionen
den Kampfruf: „Eine andere Welt ist
möglich!“
Nach der Überreichung des Menschen-
rechtspreises durch Prof. Richter erin-
nerte Lorenz Knorr in seiner Erwide-
rung – dem 50. Vortrag, den der im 90.
Lebensjahr Stehende 2010 hielt – ein-
leitend an das Potsdamer Abkommen
vom 2. August 1945. Es habe die Kon-
sequenzen enthalten, „die aus der fa-
schistischen Schreckensherrschaft so-
wie aus den Raub- und Vernichtungs-
kriegen Nazideutschlands zu ziehen
waren“: Schaffung einer dauerhaften
friedlichen Nachkriegsordnung von
Staaten unterschiedlicher Sozialstruk-
tur, Verurteilung des Krieges, Recht
der Völker auf Selbstbestimmung und
demokratische Gestaltung ihrer eige-
nen Angelegenheiten.

wie der Redner weiter darlegte, eine
Überführung Deutscher aus Polen, der
CSR und Ungarn nach Deutschland.
„Ziel dieses Transfers war es, die Un-

ruheherde auszuschalten, die zur Aus-
lösung des Zweiten Weltkriegs bei-
getragen hatten.“ Nicht alle Transfers
seien so verlaufen wie in Potsdam ge-
plant; doch „da sollte niemand Ursa-
che und Wirkung verwechseln“. Bei
den Deutschen in der CSR habe schon
vor dem Münchener Abkommen der
von Berlin aus angeleitete und kräf-
tig forcierte “Volkstumskampf“ fana-
tisierend auf die Anhänger Hitlers und
Henleins gewirkt.
Politischer Zweck der nach dem Krieg
in Westdeutschland gegründeten „Su-
dentendeutschen Landsmannschaft“
(SL) sei nach eigener Aussage, „den
Rechtsanspruch auf die Heimat und
das damit verbundene Selbstbestim-
mungsrecht der Volksgruppe durch-
zusetzen“. „Man betonte die Opfer-
rolle und verschwieg die Täterzeit“,
erklärte Lorenz Knorr. An der Spitze
des rechtslastigen Witiko-Bundes,
der aktivsten und lautstärksten
Gruppe in der SL, „standen von An-
fang an höhere und mittlere Funktio-
näre der NSDAP“ oder ihrer Gliede-
rungen.
Vorwiegend sie hätten ab 1949 den Be-
griff „Vertreibung“ forciert, der mit
einer direkten oder indirekten Schuld-
zuweisung verbunden sei. Ihnen sei es
gelungen, ihn „im gesellschaftlichen
Bewusstsein der Westdeutschen zu
verankern“, und dies mit all seinen Im-
plikationen. Laut werde das „Recht
auf Heimat“ betont. „Dieses Recht ist

-
den“, unterstrich der Redner. Völlig

normalisierte staatliche Beziehungen
könnten nicht entstehen, solange eine
laut sich artikulierende Gruppe ein sol-
ches „Recht“ einfordere.
Die Basis der SL und auch des Bun-
des derVertriebenen (BdV) sei „vom fa-
schistischen Deutschland vorgeprägt“.
Das „Ziel der Wiedergewinnung der
Heimat“ – so 1950 der SL-Bundes-
verband in seiner „Detmolder Erklä-
rung“ – wirke „bis in die jüngste Zeit“.
Jede Normalisierung der zwischen-
staatlichen Beziehungen zu einem
„Vertreiberstaat“ versuchten SL und
BdV zu blockieren. Der „Kampf
um die Heimat“ gelte als identitäts-
stiftend.
Auch die „Charta der Heimatvertriebe-
nen“, 1950 in Stuttgart vom BdV und
dem Verband Ostdeutscher Lands-
mannschaften verkündet, betone das
„Recht auf Heimat“, das „bis heute eine
zentrale Aufgabenstellung“ geblieben
sei, erklärte Lorenz Knorr. „Vor allem
in Polen und in der Tschechischen
Republik erkennt man diese Forde-
rung als Bedrohung. Diese Charta gilt
als ein Angriff auf das Potsdamer Ab-
kommen.“
Die in jüngster Zeit verschärfte Ag-
gressivität des BdV werde seiner Vor-
sitzenden, Erika Steinbach, zugerech-
net. Ihr besonderes Anliegen sei das
geplante „Zentrum gegen Vertrei-
bungen“, für das die BdV-Ausstellung
„Erzwungene Wege“ ein Test gewesen
sei. „Dabei bleibt ausgeklammert, dass
es ohne die faschistischen Raub- und
Vernichtungskriege und Gewaltver-

GBM-Menschenrechtspreis für Lorenz Knorr
(Fortsetzung von Seite 1)

In einer Erklärung verurteilt die GBM
die Entscheidung des Europäischen
Parlaments vom 21. Oktober 2010, den
mit 50 000 Euro dotierten „Sacharow-
Preis“ dem kubanischen „Dissidenten“
Guillermo Farinas Hernandez zu ver-
leihen. Weiter wird in der Erklärung
unter anderem ausgeführt:

In der Begründung heißt es, Fariñas
sei ein „Befürworter der Gewaltlo-

sigkeit“ und habe mit Hungerstreiks ge-
gen seine Haftbedingungen protestiert.
Daraus könnte man schlussfolgern, er
sei ein integrer Mensch, der sich auch
solidarisch mit den Gefangenen auf

die Haftbedingungen und mit ihren
mehrfachen Hungerstreiks erklärt hät-
te, die USA und ihre Gewalt- und Blo-
ckadepolitik gegen Kuba verurteile und
dem Angriffe auf die körperliche Inte-
grität von Menschen zuwider seien.
Auch würde man von einem „Befür-
worter der Gewaltlosigkeit“ die Verur-
teilung von Kriegen, wie sie die USA
gegen Jugoslawien, Irak oder Afgha-
nistan führen, erwarten. Das wäre ja
wohl ein Thema für die EU.
Warum verlässt uns jedoch das Gefühl
nicht, hier werde mit zweierlei Maß ge-

Eine provokante EU-Preisverleihung
messen? Sei es, weil wir einige Hin-
tergründe und Begleiterscheinungen
seines Kampfes um „Menschenrech-
te“ gut kennen. Fariñas wurde in Ku-
ba mehrfach wegen krimineller Taten
verurteilt, bei denen er selbst skrupel-
los brutale körperliche Gewalt anwen-
dete. 1995 bekam er z. B. drei Jahre auf
Bewährung und eine Geldstrafe, weil
er eine Arbeitskollegin gewalttätig an-
gegriffen hatte und ihr schwere Ver-
letzungen zufügte. 2002 schlug er mit
einem Stock auf einen alten Mann ein,
der danach operiert werden musste. Fa-
riñas wurde zu sechs Jahren und zehn
Monaten Gefängnis verurteilt. Dort trat
er ebenfalls öffentlichkeitswirksam in
den Hungerstreik mit Forderungen
nach Entlassung politischer Gefange-
ner.
Als eine größere Zahl Gefangener von
der kubanischen Regierung entlas-
sen wurde, sattelte er auf seine Forde-
rungen noch drauf: Freilassung Gefan-
gener sei zu wenig, wenn die Gesetze
nicht verändert werden, die zu ihrer
Verurteilung führten. Er will also die
Destabilisierung des sozialistischen
Staates, in welchem Stadium der Rei-
fe auch immer, er will die Selbstbe-
stimmung des kubanischen Volkes

über seine Gesellschaftsordnung in
Frage stellen.
Welche Strafen hätte Farinas für seine
kriminellen Taten von Gerichten in EU-
Staaten erhalten? Und hätte er auch
dann einen Menschenrechtspreis vom
Europaparlament erhalten, wenn er für
die Freilassung politischer Gefange-
ner in der EU in Hungerstreik getreten
wäre? In wieviel europäischen Ländern
hatten die USA sich völkerrechtswid-
rig Gefängnisse mit zahlreichen politi-
schen Gefangenen eingerichtet!
Doppelte Standards in der Verleihung
des Sacharowpreises sind kein Zei-
chen menschenrechtlicher Gesinnung
des Europaparlaments.
Nach seiner vorzeitigen Entlassung
aus gesundheitlichen Gründen erhielt
Fariñas von der US-Interessenvertre-
tung in Havanna einen Computer be-
reitgestellt. Würde denCuban Five, die
für ihren Kampf gegen Terrorismus in
den USA eine langjährige widerrecht-
liche Haftstrafe verbüßen, ein USA-
Computer mit Internetzugang in Aus-
sicht gestellt werden, wenn sie ankün-
digen würden, damit die Wahrheit über
die amerikanische Regierung weltweit
verbreiten zu wollen?
Mit der Entscheidung vom Oktober

dieses Jahres setzen bestimmte Kräfte
im Europaparlament – unter Umge-
hung des regulären parlamentarischen
Verfahrens – ihre antikubanische Poli-
tik fort. Bereits zum dritten Mal in neun
Jahren verleiht eine europäische Insti-
tution politischen Opponenten des so-
zialistischen Kubas einen Preis, der an-
geblich für die Einhaltung der Men-
schenrechte gestiftet wurde. Damit
wird der emanzipatorische Sinn des in-
ternationalen Tages der Menschenrech-
te durch das Europaparlament erneut
zur Durchsetzung des menschenrechts-
widrigen sogenannten „Gemeinsamen
Standpunktes der Europäischen Uni-
on“ gegen Kuba verfälscht. Es drängt
sich der Eindruck auf, dass Menschen-
rechte damit instrumentalisiert werden,
um den subtilen völkerrechtswidrigen
Subversions- und Destabilisierungs-
versuchen der US-Administration zu
größerer Wirksamkeit zu verhelfen.

Wir fordern die EU und die Bun-
desrepublik auf, das Recht Kubas auf
einen selbstbestimmten Entwicklungs-
weg zu akzeptieren und eine faire und
zukunftsfähige Politik zu betreiben.
Wir unterstützen die Solidarität mit
Kuba.
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Der 27. Januar, an dem vor 66 Jahren die
Rote Armee das Nazi-Vernichtungslager
Auschwitz befreite, ist Gedenktag für die
Opfer des Hitlerfaschismus. Das ist der
Anlass für die Beiträge auf dieser Seite.

Zwischen 1942 und 1945 ließ die
SS-Führung im damaligen Kon-

zentrationslager Sachsenhausen bei
Berlin eine konspirative Druckerei
errichten. Insgesamt 142 Häftlinge
mussten dort Geld, Ausweise, Pro-
pagandamarken und andere sensible
Dokumente drucken. Mehrere Mil-
lionen britische Pfundnoten wurden
in Sachsenhausen produziert – in
bester Qualität. Die SS stattete ihre
international aktiven Spione sowie
die im Ausland tätigen Männer des
Sicherheitsdienstes (SD) mit falschen
Pässen und frisch gedrucktem Geld
aus. Das Sonderkommando trug den
Namen „Operation Bernhard“, be-

Bernhard Krüger.
Die Männer waren mehrheitlich Dru-
cker, Schriftsetzer, Zeichner, Papier-
ingenieure und sonstige Spezialisten des

verschiedenen Lagern nach Sachsen-
hausen verbracht. Die Vernichtung der
ausschließlich jüdischen Männer war
innerhalb des KZ-Systems vorgesehen.
Als Geheimnisträger gingen sie zudem
davon aus, dass sie umgehend getötet
werden, falls ihre Arbeitskraft nicht
mehr benötigt wurde.
Die Druckerei befand sich in den Blö-
cken 18 und 19 des KZ Sachsenhau-
sen. Diese waren hermetisch abgerie-
gelt; selbst der KZ-Kommandant wuss-
te nicht, was in den zwei Baracken vor
sich ging. Die Männer genossen Vergün-
stigungen gegenüber anderen Gefange-
nen. So sollen ihre Mahlzeiten großzü-
giger portioniert gewesen sein und sie
mussten nicht an quälenden Strafappel-
len teilnehmen. Schwer erkrankte Häft-
linge wurden jedoch skrupellos getötet,
um die gesunden Männer nicht zu ge-
fährden.
Das Projekt stand unter Leitung des
Reichssicherheitshauptamtes in Ber-
lin. Logistisch war der Sicherheitsdienst
(SD), der Nachrichtendienst der SS, mit
der Aktion betraut. Die Häftlinge produ-
zierten bis 1945 neun Millionen Scheine
in einem Gesamtwert von 134 Millionen
Pfund Sterling. Nur wenig fehlte und die
Nazis hätten den gesamten Gegenwert
der Goldreserve der Bank of England
in Höhe von 137 Millionen Pfund her-
gestellt. Die Drucke aus Sachsenhau-
sen waren von höchster Qualität. Darü-
ber hinaus gelang es Nazi-Ingenieuren
den hoch komplizierten Seriennummern-
code des Pfund zu knacken. Damit lag
jedem Originalschein genau eine Fäl-
schung gegenüber. Die Bank of England
konnte diese nunmehr nicht unterschei-
den. Ihr blieb nichts anderes übrig, als
die Scheine – ob echt oder falsch – ein-
zuziehen. Zu dieser Zeit liefen in Sach-
senhausen noch rund um die Uhr frische
Pfundnoten aus den Druckmaschinen.
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Mit der „Operation Bernhard“ verfolgte
das Reichssicherheitshauptamt ver-
schiedene Ziele. Zum einen konnte die
stets um Liquidität bemühte SS ein euro-
paweites Agentennetz aufbauen und sei-
ne Spione mit falschen Pässen ausstatten.
Zum anderen wollten die Nazis Großbri-

-
lich schädigen. Es gab die Idee, per Flug-
zeug Millionen Pfundnoten über eng-
lischen Großstädten abzuwerfen. Diese
Pläne wurden jedoch nie realisiert. An-
dere Druckerzeugnisse hatten einzig
propagandistische Zwecke, wie etwa
die Fälschungen britischer Briefmarken.
Eine Motivation, die in der Planungs-
phase der Falschgeldaktion noch keine
Rolle gespielt haben dürfte, weil man
schließlich ein „Tausendjähriges Reich“
erwartete, war die Unterstützung von
Fluchtplänen hochrangiger NS-Funktio-
näre. Nazis aus NSDAP, SS, Wirtschaft,
Wehrmacht und Verwaltung verstän-
digten sich bereits vor Zusammenbruch
des NS-Regimes darüber, das Überleben
dernationalsozialistischenBewegungzu
sichern. Was war dafür notwendiger als
falsche Pässe und Devisen für Personen,
die mit intensiver Verfolgung durch alli-
ierte Gerichtsbarkeit rechnen mussten.
Über die Fluchtlinie des Vatikans kamen
auch die Täter der „Operation Bern-
hard“ nach Südamerika, während ande-
re ins faschistische Spanien gingen. Die
„Operation Bernhard“ gilt daher als be-
sonders geheimnisumwoben. Hartnä-
ckig halten sich Gerüchte, dass Geld aus
der Falschgeldproduktion beim Wieder-
aufbau der am Boden liegenden Wirt-
schaft in Westdeutschland nach 1945
verwendet wurde.
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Den Angehörigen des Geheimkomman-
dos war bewusst, dass sie für die NS-
Führung kriegswichtige Arbeiten ver-
richteten. Unter den Häftlingen sabo-
tierten insbesondere die Kommunisten
die Falschgeldproduktion. Maschinen
setzten plötzlich aus und wichtige Er-
satzteile verschwanden spurlos. Ganze
Druckserien gefälschter Pfundnoten
mussten aufgrund vorsätzlich beschä-
digter Druckplatten aussortiert werden.
Kurt Lewinski, kommunistischer Wider-
standskämpfer aus Berlin, konnte 1943
trotz Bewachung die abgeschirmten
Baracken verlassen und zwei Scheine
einem Gefangenen im Hauptlager über-
geben. Lewinski informierte damals
Robert Uhrig über die Vorgänge in sei-
nen Blöcken. Er verfolgte das Ziel, die
Nachricht an Widerstandsgruppen außer-
halb der KZ-Mauern zu überbringen, die
wiederum die Geheimdienste der betrof-
fenen Staaten unterrichten sollten. Ro-
bert Uhrig gehörte zum Illegalen Lager-
komitee, dem konspirativen Zentrum
des politischen Widerstandes innerhalb
des Konzentrationslagers.
Bemerkenswert ist, dass Kurt Lewin-
ski sein „Fälscherwissen“ später in den

Dienst der DDR stellte. Als Zivilbe-
schäftigter übernahm ihn die Militärauf-
klärung der NVA. Für Spezialkader soll
er ganze Dokumentationen erstellt ha-
ben, darunter Urkunden und Papiere.

dann in der BRD und in Westeuropa ein.
Wie endete die „Operation Bernhard“?
Im Januar 1945 stand die vorrückende
Rote Armee an der Oder. Aus dem
Reichssicherheitshauptamt kam der Be-
fehl, die gesamten Anlagen zu demon-
tieren. Maschinen und Material sowie
„Fälscher“ und SS-Männer gelangten per

Zug nach Österreich. Nach einem Zwi-
schenhalt im KZ Mauthausen wurde
der Tross in ein Lager in den Alpen ver-
bracht, wo die Maschinen wieder aufge-
baut wurden. Die Produktion lief jedoch
nicht wieder an.Am 5. Mai 1945 wurden
die Häftlinge im KZ Ebensee von Solda-
ten der US-Armee befreit.

Florian Osuch
Vom Autor erschien vor kurzem das
Buch: Blüten aus dem KZ. Die Falsch-
geldaktion„OperationBernhard“imKZ
Sachsenhausen, VSA-Verlag, Hamburg,
2009

Die „Fälscher“ aus Block 19

Eine im KZ Sachsenhausen gefälschte britische 5-Pfund-Note
Foto: Archiv Florian Osuch

Es ist immer gut, wenn man als Laie
gelegentlich einen Blick über die

themengebundenen Grenzen des eigenen
Faches wirft. Das ist mir bei dem Sam-
melband „Die Charité im Dritten Reich“ 1

geschehen. Die Herausgeber des Bandes
merken an, dass es sich um die erste um-
fangreichere Publikation handle, in der
der Versuch unternommen werde, einen
Überblick über die Entwicklung der
Berliner Medizinischen Fakultät anhand
des Verhaltens ihrer wichtigsten Fachver-
treter während des Nationalsozialismus
zu geben. Die einzelnen Beiträge sind
außerordentlich ínstruktiv und auch dem
medizinischen Laien höchst verständlich.
In seinemAufsatz zum Thema, wann man

„menschliches Material“ zur Forschung
verwenden dürfe, betont Andreas Winkel-
mann, dass ím Ergebnis einer kontrover-
sen Diskussion die in der Berliner Ana -
tomie stehende Büste Hermann Stieves,
des, wie Ernst Klee schrieb, „führenden
Anatomen der NS-Zeit und zentralen Lei-
chenverwerters der Nazi-Justiz“ 2, „1994
in einen Lagerraum verbannt“ wurde. 3

Bei dieser korrekten Behandlung der Er-
innerung an einen verantwortlichen medi-
zinischen Nazi ist es schon verwunderlich,
dass man bis heutzutage im Vorlesungs-
saal der Berliner Medizinischen Fakultät
im Bonhoeffer-Haus in einer Bildreihe
nach wie vor das Konterfei von Maxi-
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minian de Crinis (1883-1945) erblicken
kann.
De Crinis war organisatorisch beteiligt an
der Euthanasie-Aktion „Gnadentod“. Die
Zentrale der Aktion befand sich in der
Berliner Tiergartenstraße 4. Sie war ver-
antwortlich dafür, dass von 1939-1941
mehr als 7000 Personen aus Landesheil-

-
mordet wurden.
De Crinis trat 1931 in die NSDAP und
1936 in die SS ein. Er war SS-Unter-
sturmführer, wurde 1938 SS-Hauptsturm-
führer, 1938 Direktor der Psychiatrischen
und Nervenklinik der Charité, 1942 SS-
Standartenführer und beratender Psychia-
ter der Waffen-SS und 1944 Oberster be-
ratender Heerespsychiater.
Über die nazistische Verantwortlichkeit
des Psychiatrie-Ordinarius de Crinis kann
man sich u.a. in dem Beitrag von Volker
Roelcke in dem Sammelband informie-
ren. 4 In demAufsatz ist vermerkt, dass de
Crinis an einer Denkschrift „zur Erneue-
rung der Psychiatrie“ mitgewirkt hatte, in
der die systematische Tötung „von nicht
mehr therapierbaren und anderweitig ‚un-
brauchbaren’ Patienten (als) Teil einer

‚Dialektik von Heilen und Vernichten’“
propagiert wurde. De Crinis war „eine
zentrale Rolle für das Tötungsprogramm
zugeschrieben“ worden. Es ist nach die-
ser Sachlage nicht verwunderlich, dass de
Crinis im Nürnberger Ärzteprozess 1947
als „graue Eminenz der psychiatrischen
Anstaltsmorde“ bezeichnet wurde.
Am 2. Mai 1945 hat sich de Crinis gemein-
ì Ê±´µ»® Î±»´½µ»æ Ð±´·¬·­½¸» Æ©<²¹» «²¼ ·²¼·ª·¼«»´´»
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Ein medizinischer Nazi

(Fortstzung auf Seite 4)
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Am 3. Dezember 2010 debattierte der
Bundestag neuerlich über 18 Anträge
der Faktion DIE LINKE zur Überlei-
tung von DDR-Alterssicherungen in
Bundesrecht. Zu Verlauf und Ergebnis
der Diskussion veröffentlichte der So-
ziale Arbeitskreis Treptow-Köpenick
eine Erklärung, die von seinen bei-
den Sprechern, unseren Mitgliedern
Eberhard R e h l i n g und Karlheinz
W u n d e r l i c h , unterzeichnet wurde
und in der es heißt:

Größte Anerkennung verdient das
Auftreten der Abgeordneten Dr.

Martina Bunge. Mit Ausdauer wider-
stand sie der Ignoranz und den zahl-
reichen verbalen Anfeindungen, Lü-
gen und Verleumdungen aus den Rei-
hen der CDU/CSU, der FDP und auch
aus der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE
GRÜNEN.
Die Redner der Regierungsparteien
dokumentierten mit ihren Äußerun-
gen, dass sie das eigentliche Problem
nicht begreifen und lösen wollen. Es
geht um die Anerkennung der durch

-
sprüche einerseits und der gelebten
Lebensläufe andererseits. Die Ableh-
nung der Übernahme von DDR-
AlterssicherungeninBundesrecht trifft
eben auch Krankenschwestern, Eisen-
bahner, Postangestellte, Tänzerin-
nen, Ingenieure, etliche akademische
Berufszweige und nicht nur Staats-
und Parteifunktionäre.
Nach wie vor wird übersehen, dass die
Rente im Beitrittsgebiet einen Anteil
von 98 Prozent am Alterseinkommen
hat. Im Gegensatz dazu beträgt ihr An-
teil in der Alt-BRD etwa 75 Prozent,
also 25 Prozent des Alterseinkom-
mens werden durch andere Versorgun-
gen gedeckt. Diese „anderen Versor-
gungen“ hießen in der DDR Sonder-
versorgungen wie etwa die FZR oder
die Einzelverträge für die Intelligenz
usw., aber eben diese wurden in die
GRV überführt und bis auf wenige
Ausnahmen damit gestrichen! Nach
wie vor werden Personengruppen, die
in der DDR Angestellte waren, also
z. B. Professoren, Künstler, Polizisten,
Eisenbahner oder Ingenieure in der
Braunkohleveredelung mit beitrags-

Alterssicherung, die erworbenen Al-
tersansprüche, teilweise aus eindeutig
politischen Motiven heraus, vorent-
halten.
Bewusst wird übersehen, dass die
Regierung Modrow die Wahlen zur
Volkskammer im März 1990 organisi-
ert und akzeptiert hat. Sie hat auch die
massive Beteiligung bundesdeutscher
Politiker am Wahlkampf geduldet und
sie hat auch auf den Einsatz von Ge-
walt verzichtet. Sie hat den Willen der

Mehrheit der Bevölkerung respek-
tiert. Und dafür sollen die Staats- und
Parteifunktionäre auch weiterhin mit
Kürzungen ihrer Alterseinkünfte be-
straft werden?
Die Stellungnahme erinnert an das
Memorandum der Bundesregierung
zur Wiederherstellung der deutschen
Einheit, das am 7. September 1956 den
Siegermächten übergeben wurde und
in dem erklärt wurde::
„Die Bundesregierung ist der Über-
zeugung, dass freie Wahlen in ganz
Deutschland, wie sie auch immer aus-
fallen mögen, nur den Sinn haben dür-
fen, das ganze deutsche Volk zu einen
und nicht zu entzweien. Die Errich-
tung eines neuen Regierungssystems
darf daher in keinem Teil Deutsch-
lands zu einer politischen Verfolgung
derAnhänger des anderen führen.Aus
diesem Grund sollte nach Auffassung
der Bundesregierung dafür Sorge ge-
tragen werden, dass niemand wegen
seiner politischen Gesinnung oder nur
weil er in Behörden oder politischen
Organisationen eines Teils Deutsch-
lands tätig gewesen ist, verfolgt wird.“
Regelrecht unsinnig muss die erneut
geäußerte Absicht der FDP für eine
kapitalgedeckte „Nachversicherung“
genannt werden.
Abgeordnete der SPD nutzten die
Gelegenheit, um auf die von der Ko-
alition abgegebenen Versprechungen
zur Angleichung des Rentenrechts
hinzuweisen und machten dabei auch
auf die Erwartungen der Beitritts-
bürger für eine merkbare Rentenerhö-
hung aufmerksam.
Offenbar gilt für die Koalitionsfrak-
tionen und zumindest für Teile der
SPD und von BÜNDNIS90/Die GRÜ-
NEN, dass alles, was nicht im Recht
der Bundesrepublik steht, im Leben
nicht vorkommt und schon gar nicht
wirksam sein kann. Einheit im Recht
ist für sie ausschließlich die Über-
nahme des Rechts der BRD im Bei-
trittsgebiet. Ob das alle jene, die sei-
nerzeit am 9. November 1989 gejubelt
haben, so wollten, ist wohl doch ziem-
lich zweifelhaft.
Im Koalitionsvertrag zwischen CDU,
CSU und FDP steht, dass in dieser Le-
gislaturperiode ein einheitliches Ren-
tensystem in Ost und West eingeführt
werden soll. Möglicherweise ist auch
diese Aussage nicht einmal das Pa-
pier wert oder aber es wird zum Nach-
teil von uns in Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt, Thüringen und Berlin-Ost
verwirklicht. (...)
Es ist gut, dass DIE LINKE diese
wichtige Seite der Vollendung der Ein-
heit immer wieder im Bundestag zur
Sprache bringt, gerade auch weil die
Glaubwürdigkeit der Regierenden da-
bei immer wieder in Zweifel gezogen
wird und es ihnen unangenehm ist, da-
zu Stellung zu beziehen. Es wird im-
mer deutlicher, dass die Regierungen
bei der Rentenangleichung auf die
biologische Lösung setzen. Dagegen
sollten wir uns stärker wehren.

Am 16. November 2010 führte unser
Ortsverband Barnim in Bernau eine
Mitgliederversammlung durch, an
der auch andere örtliche Sozialver-
bände teilnahmen. Unser Bundes-
vorsitzender, Prof. Dr. W o l f g a n g
R i c h t e r , referierte zum Thema
„Stoppt die Altersarmut – bewahrt
die Würde des Menschen!“ Die rund
160 Teilnehmer verabschiedeten ein
„Bernauer Memorandum“, das den
sozialen Abwärtstrend insbesondere
im Land Brandenburg sowie in Bern-
au und im Kreis Barnim zahlenmäßig
belegt und in dem es u. a. heißt:

Uns eint die Sorge und die Ver-
antwortung um die weitere Ge-

staltung menschenwürdigen Lebens
in diesem Deutschland. Im Jahr 2010,
dem Jahr des Kampfes gegen Armut,
stellen Sozialverbände fest, dass jeder
fünfte Bürger im Osten Deutschlands
von Armut bedroht ist, besonders Al-
leinerziehende, Kinder und Erwerbs-
lose.
Was passiert aber, wenn sich die Le-
bensbedingungen im Osten Deutsch-
lands weiter verschlechtern, Armut

-
mut in sich potenzierendem Maße.
Diese Gesamtentwicklung, in der die
Lasten der Krisen sozialisiert und die
Gewinne privatisiert werden, gibt uns
zu denken und lässt uns nicht in Ruhe.
Angst vorAltersarmut erhöht nicht die
Lebensspanne. Sorge um das Wohl
unserer Kinder und Enkel, um eine
lebenswerte Zukunft treibt uns um.
Wir fragen deshalb und verlangen
überzeugende Antworten:
Ist Armut in Kindheit, Jugend, wäh-
rend des Erwerbslebens und im Al-
ter vereinbar mit der absoluten Ewig-
keitsklausel des GG Art. 1: „Die
Würde des Menschen ist unantastbar.
Sie zu achten und zu schützen ist Ver-

Das verneinen wir entschieden und
messen deshalb alles politische Tun
an diesen grundlegenden Erfordernis-
sen der Menschlichkeit - einer Huma-
nität, welche unser Leben durchdringt
und in eine friedvolle und menschen-
würdige Zukunft weist.
Dies ist mit Konsequenz zu betrei-
ben, angesichts des derzeitigen Re-
gierungshandelns, welches die Men-
schen immer hemmungsloser nach
ihrem ökonomischen Wert, weniger
nach dem Achtungsgebot der Men-
schenwürde beurteilt und in der im-
mer mehr Menschen aus dem wert-
und würdeschöpfenden Leben, der

Arbeit her-ausfallen, ohne das selbst
-

ne und auch wir zu Objekten der Po-
litik degradiert oder sind wir Subjekt
der gemeinsamen Gestaltung unseres
Lebens?
Darum ist zu prüfen, welche Gleise
der Entwicklung befahren werden,
hin zu mehr Solidarität, Gerechtigkeit
und Gleichheit oder zu mehr Teilung,
Abhängigkeit und Unfreiheit! Wir un-
terstützen deshalb die Erklärung der
Landesarmutskonferenz Branden-
burg an die Bundesregierung und for-
dern sowohl die Bundesregierung als
auch die Landes- und Kommunalpo-
litik auf:
Rücknahme der beschlossenen Ein-
sparungen, die die Ärmsten treffen
und Armut vertiefen, denn Kampf
gegen Armut ist Aufgabe des Sozial-
staates!
Wir fordern einen bundesweiten ge-
setzlichen Mindestlohn, der es den
Menschen ermöglicht, dauerhaft und
ohne staatliche Unterstützung leben
zu können.
Wir fordern die Neuberechnung und
Anhebung des Regelsatzes für ALG-
II-Empfänger, dessen Höhe auch die
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben
ermöglicht und nicht verhindert, denn
Arbeitslosigkeit ist eine Notlage.
Wir fordern eine Grundrente, die
Altersamut ausschließt.
Wir fordern eine sozial ausgestaltete
Wohnungspolitik, die ein bezahlbares
und würdevolles Wohnen ermöglicht.
Wir fordern die gesellschaftliche An-
strengung zur Stärkung von Bildung
für Kinder, unabhängig vom sozia-
len Status der Eltern. Familien, Kin-
der und Jugendliche brauchen alle
Chancen für gesellschaftliche Teilha-
be, brauchen bestmögliche Förderung,
um ihrer und unserer Zukunft willen.
Wir fordern die Sanierung der Staats-,
Landes- und Kommunalhaushalte als
Quelle und Grundlage für die Ver-
wirklichung sozialer Verantwortung.
Bankenabgabe, Anhebung der Spit-
zensteuersätze, Finanzmarktkontrol-
le usw. sind dabei Eckpfeiler der Kon-
solidierung.
Der grundgesetzliche Auftrag des
Sozialstaates ist der Schutz der
Würde des Menschen. Das Sozial-
staatsgebot des GG ist unseres Erach-
tens kein Instrument der Aushöhlung
des Würdeinhalts, sondern vielmehr
der Ausgestaltung und weiteren Ent-
wicklung menschenwürdiger Lebens-
verhältnisse in Deutschland.

Gegen Ignoranz und Lügen Bewahrt die Würde
des Menschen!

sammitseinerEhefraudurchSelbsttötung
seiner Verantwortung für die in der Nazi-
zeit begangenen Verbrechen entzogen.
Man kann der Medizinischen Fakultät der
Humboldt-Universität zu Berlin mit Blick
auf die Vergangenheit von de Crinis nur

Ein medizinischer Nazi
(Fortsetzung von Seite 3) empfehlen, es mit seinem Bild, auf dem

auf dem Revers sogar noch das NSDAP-
Parteiabzeichen mit dem Hakenkreuz zu
erkennen ist, so zu halten, wie es mit der
Büste Stieves geschehen ist: ab in den
Keller.

Prof. Dr. Detlef Joseph
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BeistrahlendblauemWinterhimmel
gemächlich durch die schneever-

zauberten Wälder des Erzgebirges zu
fahren – wes Herz weitet sich da nicht
im Anblick dieser Schönheit der Na-
tur? Wer versteht nicht die Gefühle der
Liebe zur Heimat, die Menschen uns
immer wieder kundtaten, denen wir
auf dieser Silvesterreise begegneten, z.
B. unserer erzgebirgsbesingenden Rei-
seführerin, Frau Brettschneider?
So war diese Fahrt im nunmehr 15jäh-
rigen Bestehen des GBM-Arbeits-
kreises „Kultur- und Bildungsreisen“
nicht nur meteorologisch, sondern
auch regional vom Leiter Gisbert Graff
gut geplant. Was wir in uns aufnahmen,
waren Traditionen und Leistungen, die
zu Stolz berechtigen, zugleich aber
auch Probleme, die der Lösung harren.
Die Saigerhütte und der Kupferham-
mer in Olbernhau – 1711 von Zar Pe-
ter dem Großen besucht – dokumen-
tieren Jahrhunderte Erfahrungen in
der Verarbeitung von Edel-, Bunt-
und Schwarzmetallen – bis 1990.
Eine Dachhaut aus dortigem Kupfer-
blech tragen alle das Berliner Stadt-
bild prägenden Gebäude, aber auch
solche in London, St. Petersburg und
Rom. Später versorgte der VEB Blech-
walzwerk wesentliche Teile der DDR-
Industrie mit hochwertigen Zuliefe-
rungen.
Obwohl die Olbernhauer schon stolz
darauf sind, mit 522 Tonnen Silber
zeitweise bis zu 10 Prozent zu Sach-
sens Silberproduktion beigetragen
zu haben, kann man anhand der rest-
lichen 90 Prozent den vollen Umfang
dessen ermessen, was Sachsens Herr-

-
folge des „Bergregals“. Das kommt
von rex, König, und bedeutet „das aus-
schließliche Eigenthumsrecht an ge-
wissen Gegenständen, z.B. Mineralien“
(Meyer 1878).
Was mit dem Regal gemacht wurde,
konnten wir am Schloss Augustus-
burg sehen: prunkvoller Jagdsitz der
sächsischen Kurfürsten aus dem 16.
Jahrhundert. Heute weitgehend res-
tauriert, enthält es ein Altargemälde
von Lucas Cranach d. J., einen 170
Meter tiefen Brunnen mit meis-
terhaftem Göpelwerk und viele inter-
essante Sammlungen, darunter das
Motorradmuseum, in unmittelbarer
Nähe zu den einst weltbekannten
Zschopauer MZ-Werken, deren Hallen
nur noch einige kleineAusgründungen
enthalten und überwiegend leer stehen.

Am anderen Tage ging`s hinauf nach
Altenberg – nicht mit der „Bim-
melbahn“, sondern im von „Micha“
Franke umsichtig und souverän ge-
steuerten Reisebus, der rund 300 km
auf zum Teil gefährlich verengten
Erzgebirgsstraßen unversehrt zurück-
legte. Das Bergwerk, aus dem im März
991 der letzte Hunt mit Zinnerz zu-
tage gefördert wurde, erläuterte uns
ein dereinst dort beschäftigter Hauer
(der übrigens nach 18 Jahren Ar-
beit unter Tage mit 800 Euro Rente

auskommen muss). Bergmannsarbeit,
immer hart und gefährlich, und
Brauchtum sind in der Gebirgshei-
mat miteinander entstanden und
bleiben zu Recht eng verknüpft.
Eine andere Frage ist, wie heute
allen Menschen der Region eine Per-
spektive gegeben werden kann.
Dass ich nicht allein so denke, zeigten
mir die im Bergbaumuseum ausge-
stellten Arbeiten des Freiberger Holz-
schnitzers Rolf Mudrach. Neben lie-
bevollen Darstellungen aus Heimat
und Bergbau schuf er seit 1998 sati-
rische Holzplastiken wie „Unter Gei-
ern – eingehartzt“. Und in einer Um-
welt voll von Nussknackern stach
seine Darstellung Dr. Helmut Kohls
als sitzender Nussknacker, „Nicht
aussitzen, sondern knacken“, heraus.
Wahrhaft eines GBM-Preises würdige
Arbeiten!
Die leer stehenden Fabrikhallen (in
Altenberg ist im Gebäude des Förder-
turms ein Bowlingcenter eingerichtet),
auch in Schmiedefeld oder im ehe-
maligen Textilzentrum Flöha und an-
derswo sind stumme, aber eindring-
liche Zeugen des Beitritts zur BRD.
Wenn schon heute eine Währungsauf-
wertung von 10 bis 20 Prozent von
der deutschen oder auch chinesischen
Exportwirtschaft als äußerst bedroh-
lich angesehen wird, dann musste die
400prozentige Währungsaufwertung
zum 1.7.1990 wie eine absolut töd-
liche ökonomische Giftspritze wirken.
Vieles wird versucht im Erzgebirge,
so wie auch uns der Mut nicht ver-
lässt. Altenberg setzt voll auf Touris-
mus und Sport. Schlangen stehen an
den Skiliften. Biathlon-Arenen und
die Bobbahn ziehen viele an. Im un-
mittelbaren Angesicht der engen, ge-
glätteten Eisrinne nahm niemand von
der ansonsten munteren, schlagfer-
tigen und oft ausgelassenen Grup-
pe das Angebot zu einer Mitfahrt im
Gästebob an!
Guter Erfolg ist der Weltmeisterschaft
2012 im Rennrodeln zu wünschen. Der
ostdeutsche Bob- und Schlittensport
leidet genauso wie der Fußball am feh-
lenden wirtschaftlichen Umfeld und an
der Unterrepräsentanz in den Vorstän-
den der jeweiligen zentralen Verbände.
Die Schätze des Gebirges sind noch

-
den sich europaweit bedeutende Vor-
kommen von Lithium, nach dem zur
Zeit alle Welt schreit. Während me-
diale Macht China vorwirft, die Prei-
se dafür nicht niedrig genug zu halten,
wird womöglich ein neues „Bergk-
geschrey“ losbrechen. Doch wer
wird Nutzen davon haben? Das Erz-
gebirge war einst ein Urmeer, des-
sen Kalkablagerungen nun an die-
ser Stelle für Jahrhunderte ergiebigen
Bergbau ermöglichen. Der hochpro-

Bedingungen privatisiert, dass die Ge-
meinde keinen einzigen Cent an Steu-
ern erhält! Besorgte Bürger fanden
noch nicht den Weg, die Geheimklau-
seln, die das ermöglichen, so wie in

den Berliner Wasserverträgen, auszu-
hebeln.
Wie ist das dann bei uns im Lande
eigentlich mit dem Menschenrecht
auf Entwicklung (UNO 1986), das

„die stetige Steigerung des Wohls
der Bevölkerung und aller Einzel-
personen“ mittels „geeigneter na-
tionaler Entwicklungspolitik“ fest-
schreibt? Können wir von Venezu-
ela und Bolivien lernen, die Boden-
schätze den dort lebenden Menschen
zugute kommen zu lassen?
In der Talsperrenschänke zu Lichten-
berg bot uns am Neujahrstag der „sin-
gende Erzgebirgswirt“ Roland Heldt,

Was ist Heimat?

Wer diente wohl als Vorbild für diesen
erzgebirgischen Nußknacker?

Foto: Dieter Schilling

zupackend unterstützt von seiner Ehe-
frau, ein heiter-besinnliches musika-
lisches und optisch untermaltes Pro-
gramm von hohem künstlerischem Ni-
veau, das alle begeisterte.
Konstatierten wir in der Gruppe eine
zunehmende Sangeslust, unterstützt
von zwei Mundharmonikaspielern, so
brachte der Silvesterabend eine er-
neute Steigerung: humorvolle, selbst
gedichtete Gesangsdarbietungen der
Männer, die Frauenherzen höher schla-
gen ließen. Im Ortsteil Kleinbobritzsch
logierend, in einem von Ortsansäs-
sigen gut geführten Hotel, behalten wir
Frauenstein mit Burgruine und Schloss
in guter Erinnerung, auch durch die
persönliche, warmherzige Schilde-
rung des berühmten sächsischen Or-
gelbaumeisters Gottfried Silbermann
im gleichnamigen Museum durch die
Leiterin, Frau Müller.
In Bezug auf seine Heimat ist jeder
Mensch ansprechbar. Hier erhält jeder
die erste Prägung mit Sprache, Kul-
tur, sozialem Umfeld und Natur. Es
kommt nun darauf an, was wir aus
unserer Heimat machen. Dazu leis-
tete die GBM in den 20 Jahren ihres
Bestehens einen positiven Beitrag. Der
Erfahrungs- und Gedankenaustausch
während der Silvesterreise bestärkte
uns, das auch künftig zu tun.
Ich erinnere mich, was unser kürz-
lich verstorbener Historiker Ernst En-
gelberg in seinem letzten Artikel ge-
schrieben hatte: „Schwerlich können
wir die Menschen erreichen, wenn wir
ihre Heimatgefühle missachten; weil
dann Nationalisten freies Spiel haben.“
(Die Deutschen, S. 318)

Jürgen Schewe

Den „OKV-Nachrichten“ 5 /2010 ent-
nehmen wir folgenden Beitrag:
Das OKV hat anlässlich eines Jubi-
läums, das hierzulande kaum zu be-
jubeln, wohl aber kritisch zu beglei-
ten war, einen Sammelband ediert
(„Zwanzig Jahre ausgeplündert, aus-
gegrenzt, ausgespäht – Es reicht!“,
Verlag am Park in der edition ost, Ber-
lin 2010).Viele kluge Köpfe haben da-
zu ihren Beitrag geliefert. Die Verle-
gerpraxis sagt allerdings, dass Sam-
melbände dieser Art selten bis nie die

die Texte sind und deren Autoren pro-
minent. Abweichend von dieser Regel
hält die bemerkenswerte Resonanz auf
dieses Buch jedoch an. Dafür gibt es
mindestens zwei Gründe. Erstens tref-
fen die meisten Beiträge den Nerv der
Leser. Zweitens spricht wohl der Titel
den meisten aus dem Herzen: Es reicht!
Das wiederum bestätigt meine Beob-
achtung: Viele unserer Zeitgenossen
wünschen eine klare Ansage. Und je
mehr sich Politiker im unverbind-
lichen Einerseits-und-Andererseits ver-
heddern, desto stärker wird dieses Be-
dürfnis.
Mit Buchtiteln lässt sich Haltung zei-
gen. Das OKV hat es mit dieser Zeile

getan. Dass dazu inzwischen durch-
aus Mut gehört, machten einige aka-
demische Bedenkenträger am Tag der
Buchvorstellung in Berlin deutlich.
Das könne man „so nicht sagen“, mo-
nierte ein Genosse. Nun ist eine solche
Sicht weder ans Parteibuch noch an
den Professorentitel gebunden, wohl
eher an das Bedürfnis, im bürger-
lichen Parlaments- und Wissenschafts-
getriebe akzeptiert zu werden. Das
aber ist ein fataler Irrtum. Wer aus dem
Osten kommt, trägt ein Kainsmal bis
ans Ende seiner Tage. So tief kann sich
unsereiner nicht bücken, dass man es
übersähe. Wenn einem das bewusst ist,
lässt sich auch überzeugter kämpfen.
Klare Ansagen sind in jeder Hinsicht
hilfreich. Frank Schumann

*
Das Buch ist in der GBM-Geschäfts-
stelle in 10317 Berlin-Lichtenberg,
Weitlingstr. 89, Tel. 5578397, zum
Preis von 9,95 Euro zu erwerben.
Buchvorstellung mit den Autoren Dr.
Peter Michel, Prof. Dr. Wolfgang Rich-
ter und Prof. Dr. Gregor Schirmer am
9. Februar 2011 um 19.00 Uhr in der
jW-Ladengalerie, 10119 Berlin, Tor-
str. 6 (nahe U-Bhf. Rosa-Luxemburg-
Platz)

Es reicht!



ê akzente Kultur

Am 26. November 2010 eröffnete die
GBM-Galerie in Berlin-Lichtenberg
eine Ausstellung mit Cartoons und
Comics, Illustrationen und Collagen
von Ralf Alex F i c h t n e r , dem Ka-
rikaturisten unserer Zeitschrift ICA-
RUS. Die Laudatio hielt dabei der
Karikaturist und Schriftsteller Ha-
rald K r e t z s c h m a r; er führte
u. a. aus:

Es ist mal wieder wie im Bilder-
buch. Schwarzenberg im Erzge-

birge, unscheinbare Kleinstadt mitten
in den Wäldern am Rande des Vogt-
landes, muss immer irgendwie auffal-
len. Es ist nicht erst durch die Texte
von Stefan Heym und Volker Braun
zur zeitweiligen „Republik Schwar-
zenberg“ verklärt worden. Tatsäch-
lich war der damalige Landkreis
von Anfang Mai bis Ende Juni 1945

-
gespart. So konnten die Bewohner

Arbeiterselbstverwaltung und Entna-

staunten nicht nur die obengenannten
Dichter über die näheren Umstände,
wie das vor sich ging. Andernorts hat-
te man bis zu den letzten Bluts- und
Schweißtropfen das grauenhafte Hit-
lerregime verteidigt. Hier ging man
ganz selbstverständlich zur Tagesord-
nung über. Und die hatte eben nun mal
sozialistische Vorzeichen.
Für den 1952 in Aue geborenen und
kurz danach nach Schwarzenberg ge-
kommenen RalfAlex Fichtnerwardas
bereits Geschichte. Irgendwie muss
diese Mentalität ihn doch geprägt ha-
ben. Dass er jedenfalls unverwechsel-
bar einer aus dem „Arzgebirch“ ist –
man hört es mühelos an seiner Spra-
che und sieht es an seinem Auftreten.
Der Hang zum Eigensinn paart sich
bei denen dort meist mit wahrer Na-
turleidenschaft. Man ist im wahrsten
Sinn des Wortes auf dem Heimatbo-
den zu Hause. Mit den Jahren wur-
de aus dem Sohn eines Modellbauers
und Enkel eines Malermeisters ein ei-
genwilliger Künstlermensch. Nach
dem Abitur ging er zwar erst einmal
unter die Werkzeugmacher und Pla-
katmaler. Da sie ihn bei den verschie-
denen Studienrichtungen nicht haben
wollten, lebte er halt erst mal davon.

Wettbewerb mit einem Kameraden an
zu schreiben.
Glücklicherweise kam er danach auf
die Idee, seine Geschichten in Bil -
dern zu erzählen. Da es bald so viele
waren, machte er das jeweils in zwei
oder drei oder bis zu zwölf Phasen.
Nicht mehr.Also keine ganzen Comic-
Bücher ohne rechten Anfang und so
lala auslaufend wie andere. Bei ihm
gibt es immer einen Knalleffekt, eine
Pointenzündung. Das brachte ihn zu
den Cartoonisten. Und trieb ihn in
meine Arme. 1980 bekam er beim Sa-
tiricum in Greiz als karikierender Lai-
enschaffender einen Preis. Da lief er

Gefahr, indieserKategorieseine sozia-

konnte ich ihn bewahren. Denkwür-
diger Moment, als wir in der Hegel-
allee in Potsdam nahe dem Naue-
ner Tor auf einer Parkbank beieinan-
der saßen. Und er das Füllhorn sei-
ner komischen und kritischen Ein-
fälle ausschüttete. Da sah ich: Das
dort ist es doch - mit diesen Bildge-
schichten bist du endgültig würdig,
Mitglied des Künstlerverbandes zu
werden.
Und so kam es denn 1984. Ralf Alex
nahm an unserer Seite Platz. Er wurde
immer mal im Eulenspiegel gedruckt.
Im wesentlichen aber war er dem ver-

-
lungskarikatur nannten. Das hieß, oh-
ne Zweckbestimmung für ein sehr
eingeengtes Pressespektrum seine
künstlerisch-kritischen Aussagen an
die Öffentlichkeit bringen zu können.
Mit den etwa zeitgleich von mir ent-
deckten jungen Talenten Nel Cozacu,
Werner David, Paul Pribbernow, An-
dreas Prüstel und Milen Radev hat-
te RAF gemeinsam, dass neben der
Originalität der Einfälle eine solide
zeichnerische Qualität geboten wur-
de. Ja, und zu der Zeit schon signierte
Ralf Alex provozierend mit RAF –

einer Verwunderung auslöste.
Dem Start dorthin ging aber erst ein-
mal ein bronzener Satyr als Preis der
Biennale des Greizer Satiricums in der
sich gerade verabschiedenden DDR
voraus. Bei dem dreiteiligen Streifen
ging es nach Fichtner-Art genau um
das Thema – der Staat verschwand im
Hades. Dann war kein Halten mehr.
Der legendäre Eulenspiegel-Jahr-
gang 1990 präsentiert ihn mit pracht-
vollen Blättern. Das Wilhelm-Busch-
Museum Hannover lädt ihn 1991 zu
einer großangelegten Überschau
„Europäische Karikatur“ mit 62 Na-
men aus 22 Ländern ein. Neben Cleo
Petra Kurze und Klaus Vonderwerth
vertritt er das bereits nicht mehr mit-
gezählte untergegangene Land. 1993
entdecke ich das Kürzel RAF unver-

sehens bei einem München-Trip in
der Galerie ETCETERA. In dem bei-
gegebenen Text liefert das Galeristen-
paar Meisi und Helmut Grill gleich
die passende Neudeutung des Phäno-
mens Fichtner.
Da durfte ich lesen: „Ralf Alex Ficht-
ner ist ein einsamer Kämpfer in
einer einsamen Gegend im Erz-
gebirge. Gegen die Windmühlen
der sozialistischen Bürokratie hat er
sich nach drei angefangenen Studien
und ohne Anerkennung im eigenen
Land internationale Beachtung mit
unheimlichen Bildgeschichten und
Satiren verschafft. Seine Aquarell-
arbeiten sind Perlen, die an Caspar
David Friedrichs Visionen und an Ed-
gar Allan Poes oder Kafkas düsteren
Geschichten orientiert sind.“
Die Anerkennung im nun vereinigten
Gesamtland machte sich dann aller-

Gedrucktwerden als in einsamen
Höhepunkten fest. Etwa 1995 beim
3. Preis im Faber Castell Cartoon-
Award oder 2000 im Hauptpreis des
Cartoonwettbewerbs zur EXPO Han-
nover. 2002 der Remenbering Award
kam dann schon aus dem fernen
Kyoto in Japan. Die Windmühlen der
kapitalistischen Marktwirtschaft las-
sen jedenfalls im Comic-Wirbel Na-
men und Begriff RAF kaum zur Be-
achtung kommen.
Der Wirkungskreis des Zeichners
RAF ist nun ganz und gar auf das hei-
mische Schwarzenberg zentriert. Hier
engagiert er sich politisch in einer lin-
ken Bürgerinitiative – und geht kri-
tisch gegen das Etablieren ultrakon-
servativer Strukturen im Freistaat an.
Hier ist das Wirken im „Schwarzen-

berger Kultur-und Kunstverein“ oder
in der Künstlergruppe „Zone“ genau-
so wichtig wie das als Stadtrat im Ge-
meindeparlament. Hier verewigt er
zeichnerisch auf einer großen „Säch-
sischen Bierkarte“ die Brauereistand-
orte genauso wie organisatorisch als
Inspirator das Entstehen witziger Kin-

Ralf Alex Fichtner nun in der GBM-
Galerie. Der Name ist den Leserinnen
und Lesern des ICARUS von den bis-

der vorletzten Seite schon länger be-
kannt. Nun also der ganze Fichtner
an den Wänden. Ein Jahrgang 1952
ist ja für GBM-Verhältnisse ein gera-
dezu jugendlicher Jahrgang. Der Al-
tersdurchschnitt der hier zur Geltung
kommenden Künstlerpersönlichkei-
ten ist dadurch relativ hoch, weil hier
in erster Linie an zu Unrecht in Ver-
gessenheit geratende Kunst aus DDR-
Zeiten erinnert wird. Es steht der Ga-
lerie aber gut an, die erst spät im eins-
tigen Kunstbiotop zur Wirkung ge-
kommenen originellen Tempera-

-
gen. Was hier nun auf den ersten Blick
nur gespenstisch romantisierend er-
scheint, entpuppt sich auf den zweiten
Blick oft genug als handfeste Gesell-
schaftskritik im fabulös-poetischen
Gewand. Was hat es mit den Pointen
des Ralf-Alex Fichtner auf sich?
In der Regel wird bei seinen Bildfol-
gen auf eine mittlere Katastrophe zu-
gesteuert. Diese Debakel erscheinen
jedoch meist gar nicht so schicksal-
haft. Richtig erschreckend wirken
sie dadurch, weil sie die Antwort auf
Illusionen sind. Vorsicht – vorherseh-
bare Gefahr! So mahnt der Zeichner
zwischen den Zeilen – Verzeihung,
zwischen den Bildern. Und er fügt
hinzu: Seid nicht so gutgläubig an-
gesichts des schönen Scheins. Heils-

-
ordnungen schmücken sich gern da-
mit. Rennen ins Unglück als bevor-
zugte Fortbewegungsart – bloß weil
ein leuchtendes Zukunftsideal blen-
det und verblendet? Soll es das wirk-
lich sein? So fragt er. Wie aktuell. In-
sofern haben wir es hier mit einem
heimlichen oder sogar unheimlichen
Philosophen zu tun. Bitteschön –
Naturphilosophen....

*
Die Ausstellung in den Räumen der
GBM, Weitlingstraße 89, 10317 Ber-
lin, ist bis zum 21. Januar 2011 mon-
tags bis freitags von 10 bis 16 Uhr ge-
öffnet.

R. A. Fichtner (M.) während der Eröffnung seiner Ausstellung mit Harald
Kretzschmar (r.) und Dr. Peter Michel, dem Sprecher des GBM-Arbeitskreises
„Kultur“ Foto: Gabriele Senft

„Schwarzenberg lebt in Fichtner“

Einladung
Die GBM, ihr Arbeitskreis Kultur und ihr Freundeskreis

„Kunst aus der DDR“
veranstalten am 25. Februar 2011 um 17.00 Uhr

in der GBM-Galerie, Weitlingstraße 89, Berlin-Lichtenberg
eine Filmvorführung zum Thema „Willi Sitte – Bilanz eines Lebens“.

Anlass dafür ist der 90. Geburtstag des Künstlers am 28. Februar.
Dazu wird herzlich eingeladen.


